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                        der Kinder in Deutschland e.V.
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Einladung

zur Verhandlung gegen der Organisation Jugendamt am 9.11.2007 um 9.15 Uhr im Saal B 136, Gebäude B, Amtsgericht Tiergarten, Wilsnacker Str. 4, 10559 Berlin, Aktenzeichen: (246 Cs) 93 Js 3880/06 (374/06), Tel: 030/9014-2699, Fax: 030/9014-3035.  Tatvorwurf: Verleumdung und üble Nachrede gegen Personen des politischen Lebens.

Hamburg, den. 07.11.2007

Sehr geehrte Damen und Herren,

Ich möchte Sie zu der o. g. Verhandlung  einladen. Der Anlass dafür war eine angebliche „Verleumdung“ und „üble Nachrede“ betreffend der Bezirksbürgermeisterin Frau Ursula Meys der Leiterin des Jugendamtes und Bezirksamtes Berlin Spandau, in dem ein polnischer Vater Andrzej Luc am 10.03.2006 Suizid aufgrund der schlechten Behandlung und Kindesentzuges seitens des o. g. Jugendamtes begonnen hatte.

In der skandalösen Sache haben wir – und ich als Vertreter des Verbandes „Polnischer Verband Eltern gegen Diskriminierung der Kinder in Deutschland e.V.” - einen eindeutigen Brief konzipiert, in dem wir auf die unwürdige Behandlung der Bürger in dem Jugendamt hingewiesen hatten und den obligatorischen Entzug der Kinder wie auch fehlende gute Beratung und Unterstützung sowie das Fehlverhalten und  Missstände des dortigen Jugendamtes und dessen Leitung anprangerten, die zu dem Suizid des Andrzej Luc führten. Der 39 jährige polnische Vater wurde so weit gebracht, dass er sogar aus Verzweiflung in den Räumen des Jugendamtes Selbstmord begann. Zufall? So will es das Jugendamt sehen. Ähnliche diskriminierende Praktiken den polnischen und auch Väter anderer Nationalitäten gegenüber sind schon der immer breiteren Öffentlichkeit bekannt. Als Antwort auf das Schreiben wurde eine Strafanzeige gegen mich erstattet, anstatt sich konstruktiv mit der Kritik zu befassen und die pathologischen Vorgehensweisen, die zu solch tragischen Taten führen, in dem Jugendamt zu überdenken und zu eliminieren.

Ich habe die Ehre Sie zu der Verhandlung einladen zu dürfen und gleichzeitig bitten, die Information breitem Publikum zur Verfügung zu stellen. Die Verhandlung symbolisiert den Kampf gegen Diskriminierung vieler Bürger verschiedener (auch deutschen) Nationalitäten gegen die von Adolf Hitler und der NSDAP im Jahre 1939 gegründete Organisation Jugendamt, die bis heute in praktisch unveränderter Form ihr Unwesen unbestraft und mit der schweigender Zustimmung der Regierung der BRD betreiben darf. Dabei werden obligatorisch Menschenrechte und das Grundgesetz der BRD sowie der Deutsch-Polnische Vertrag vom 1991 massiv mit Füßen getreten. Man muss hier auch anmerken, dass die Organisation Jugendamt von den Nazis clever in deutsches Rechtsystem eingebaut wurde, was sie praktisch unantastbar macht und somit offenes Feld für viererlei Pathologien offen lässt. Die Organisation Jugendamt unterliegt praktisch keiner (im Sinne der Nazigründer von damals) wirksamen Aufsicht und genießt gleichzeitig den Status einer Behörde. Sie wird auch von unseren Steuergeldern finanziert und die Aktivisten der Jugendämter genießen den Beamtenstatus, d.h., dass sie unkündbar sind, auch wenn sie in gravierender Weise gegen das deutsche und europäische Recht verstoßen.

Organisation Jugendamt ist auch im heutigen Deutschland für die Verbote der Polnischen Sprache in Umgangskontakten zwischen den Kindern und ihren eigenen Eltern sowie für hundertfachen und aus niedrigsten (auch nationalistischen) Instinkten geleiteten unrechtmäßigen Kindesentzug verantwortlich.

Sie sollen auch die Tatsache kennen, dass die Organisation Jugendamt für den Raub von ca. 170 000 Kindern aus dem europäischen Ausland (darunter ca. 140 000 aus Polen!) in den Zeiten des 2. Weltkrieges und danach verantwortlich ist. Die Personalakten der geraubten Kinder wurden schon in der BRD (bis 1952) vernichtet, damit man sie nicht identifizieren und ausfindig machen kann und den leiblichen Eltern nicht übergibt.

Der Fall des im Jugendamt Berlin Spandau ablebten polnischen Vaters Andrzej Luc veranschaulicht perfide, engstirnige und seelenlose Vorgehensweise wie auch Unverschämtheit und Bewusstsein der Straflosigkeit der Tätigkeit der Jugendämtern in der BRD. Die bisherige überhebliche und Menschen verachtende Vorgehensweise der Jugendämter schadet somit dem Ansehen Deutschlands als eines demokratischen, zivilisierten und zur EU gehörigen Landes.

Erwähnenswert ist noch, dass ich – als Vertreter des Verbandes - schon im Juli 2007 einen Strafbefehl in der Sache zugestellt erhielt und zu 2700 Euro oder 3 Monaten Haft verurteilt wurde. Dann reichte mein Anwalt einen Einspruch ein, der zu der am Freitag statt findender Verhandlung führte.

So die Mitglieder wie auch die Sympathisanten unseres Verbandes sind davon überzeugt, dass die breite Öffentlichkeit von der beispiellosen Verhandlung und deren Verlauf wie auch ihren Ausgang in Kenntnis gesetzt werden sollte.

Mit freundlichen Grüssen und mit Dank für Ihre Aufmerksamkeit

mgr Wojciech Leszek Pomorski

Vorsitzender

Polnischer Verband Eltern gegen Diskriminierung der Kinder in Deutschland e.V.
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